
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Ausschusses für Bauen und Stadtentwicklung der Stadt 
Oppenheim 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 12.06.2024 
 
in Oppenheim, Rathaus Oppenheim der , Merianstraße 2 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:50 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Silke Rautenberg Stadtbürgermeisterin und Vorsitzende    
Christian Meeß-Bodderas Ausschussmitglied   
Willi Keitel Ausschussmitglied   
Dr. Michael Pohl Ausschussmitglied   
Dr. Volkhart Rudert Ausschussmitglied   
Jürgen Schiffel Ausschussmitglied   
Rainer Ebling Ausschussmitglied   
Martin Frank Ausschussmitglied   
Maria Schaad Ausschussmitglied   
Gert Frisch Ausschussmitglied   

 
Entschuldigt: 
Peter Pfau Ausschussmitglied   
Volker Schütz Ausschussmitglied   

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Entschuldigt: 
Dr. Helga Schmadel 1. Beigeordnete   
Susanne Pohl 2. Beigeordnete   
Philipp Schlaak 3. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Sandra Betz Schriftführung    

 
 
Die Mitglieder des Ausschusses für Bauen und Stadtentwicklung der Stadt Oppenheim sind 
mit der Einladung vom 05.06.2024 auf Mittwoch, 12.06.2024, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der 
Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich 
bekannt gegeben. 
 
Die Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
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Vor Eintritt der Tagesordnung stellt Frau Rautenberg den Antrag, einen weiteren 
Tagesordnungspunkt "Förderprogramm Kitabau des Landes" aufzunehmen und diesen unter 
TOP 8 zu beraten. 
 
Es kommt zur Abstimmung: 
Abstimmungsergebnis: 10 Ja-Stimmen 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Abriss einer Mauer Friedrich-Ebert-Straße auf Höhe Haus Nr. 6 

(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0072) 
 

2. Anschaffung von zwei Geschwindigkeitsanzeigen 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0070) 
 

3. Entwurf Amtsgerichtsplatz, Ideen zur Kostensenkung 
 

4. Friedhof Oppenheim 
- Beauftragung Bodengutachten 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0068) 
 

5. Errichtung einer neuen Boulebahn am Altenzentrum 
 

6. Kita "Herrnweiher" 
hier: Umrüstung der Beleuchtung auf LED 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0074) 
 

7. Bauanträge/Bauvoranfragen; Erteilung des Einvernehmens nach §§ 14 Abs. 2, 31 
Abs. 2 und 36 Baugesetzbuch 
 

7.1 Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Mainzer-Str.; Flur 1, Flurstück 126 
Nutzungsänderung eines Wohn- und Geschäftshauses in ein Zweifamilienwohnhaus mit 
Rückbau des Schaufensters und Ladeneingang 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0067) 
 

7.2 Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Friedrich-Ebert-Straße; Flur 1, Flurstück 816/4 
Umbau eines Beherbergungsbetriebes 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0069) 
 

7.3 Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Friedrich-Ebert-Str.; Flur 1, Flurstück 776 
Umnutzung eines bestehenden Anbaus von einem Restaurant zu einem 
Einzelhandelsgeschäft 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0073) 
 

8. Förderprogramm Kitabau des Landes 
 

9. Mitteilungen 
 

10. Anfragen 
 

. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
1. Abriss einer Mauer Friedrich-Ebert-Straße auf Höhe Haus Nr. 6 

(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0072) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Ein Vergleichsangebot wurde in Höhe von 10.000 Euro abgegeben. 
Die Firma Stinner arbeitet zurzeit den Auftrag zur Neugestaltung des Zolltorplatzes ab und ist 
somit, mit geeignetem Gerät vor Ort.  
Somit entfallen Transport und Einrichtungskosten, die den günstigen Preis erklären. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss beschließt das Angebot in Höhe von 4.,478 Euro Brutto, der Firma Stinner zu 
beauftragen. Die VG wird mit der Abwicklung bevollmächtigt. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 54110.523380 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 99.800 € zur Verfügung. 

 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage. Nach kurzer Beratung beschließt der 
Ausschuss, das Angebot in Höhe von 4.478€ brutto, der Firma Stinner zu beauftragen. Die 
VG wird mit der Abwicklung bevollmächtigt. Im Vorfeld soll eine Fotodokumentation und eine 
Absicherung der Mauer erfolgen. Über die Errichtung einer neuen Mauer soll gesondert 
beraten werden. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorlage. 
 
Abstimmungsergebnis: 10 Ja-Stimmen 
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2. Anschaffung von zwei Geschwindigkeitsanzeigen 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0070) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Im Jahr 2023 wurde die Geschwindigkeitsanzeige am Friedhof entwendet. Aufgrund der guten 
Erfahrungen mit dieser Geschwindigkeitsanzeige soll eine Ersatzbeschaffung vorgenommen 
werden und um ein weiteres Gerät ergänzt werden. 
 
Die Geräte sind mobil einsetzbar und mit Solar zur Stromversorgung ausgestattet. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss beschließt: 

1. Die Anschaffung von zwei Geschwindigkeitsanzeigen. Geschätzte Kosten ca. 3.000 € 
/ Stk) 

2. Die Verbandsgemeindeverwaltung zur Angebotseinholung und Beauftragung zu 
ermächtigen. 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 049/54110-042300-124-59 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 6.000 € zur Verfügung. 

 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage. Es wird über eine mögliche 
Diebstahlsicherung diskutiert. Es sollen Geräte beschafft werden, die solarbetrieben werden, 
ohne Akkus auskommen und deren Daten digital ausgelesen werden können. Der Ausschuss 
beschließt die Anschaffung von zwei Geschwindigkeitsanzeigen. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorlage. 
 
Abstimmungsergebnis: 7 Ja-Stimmen, 3 Enthaltungen 
 
 
 
 
3. Entwurf Amtsgerichtsplatz, Ideen zur Kostensenkung 

 

 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg informiert über die Diskussion im Haupt- und Finanzausschuss wegen der 
Höhe der Kosten und de Vorschlag, nach Ideen zur Kostensenkung zu suchen. Eine der 
Hauptkostenpositionen ist die öffentliche Toilette. Hier ist ein Fachbüro beauftragt, nach einer 
preiswerten Lösung zu suchen. Die Ergebnisse werden den Gremien vorgestellt. Nach 
Auskunft der Genehmigungsbehörden ist die öffentliche Toilette für die Betriebserlaubnis für 
den Kulturkeller von keiner Relevanz, so dass die Vorhaben getrennt voneinander geplant 
werden müssen. Herr Dr. Rudert weist darauf hin, dass die Dicke der geplanten 
Oberflächenversiegelung auf Schwerlastverkehr ausgelegt ist. Hier sei evtl. eine Einsparung 
möglich. 
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4. Friedhof Oppenheim 
- Beauftragung Bodengutachten 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0068) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Stadtrat hat in der Sitzung am 21.09.2022 beschlossen, dass der Punkt Bodengutachten 
zurückgestellt werden soll und das Planungsbüro die Notwendigkeit begründen möge. Dies 
soll hiermit erfolgen. Hierzu wird auf den Beschluss zu der Vorlage 049/2022/0109 verwiesen. 
 
Nachfolgend die Ausführungen des Planungsbüros: 

Bodengutachten für Friedhofskonzeption 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir informieren Sie zum Zweck und zur Dringlichkeit eines Bodengutachtens im 
Vorfeld der Erstellung der Friedhofkonzeption. 

WAS IST DAS PROBLEM? 

Die Wahrnehmung von Friedhöfen und Friedhofsqualität bezieht sich bei den 
meisten Menschen auf die Oberfläche des Friedhofs – auf Fragen der Gestaltung, 
der Begrünung, des Pflegezustands. Nur bei Bestattungen öffnet sich kurz eine 
andere, ebenso wesentliche Dimension des Friedhofs: Die unterirdische, die des 
Erdreichs, das Särge, Leichen und Aschen aufnimmt, um sie in einem langsamen 
Zersetzungsprozess zu Erde werden zu lassen. 
Dieser friedlichen Vorstellung eines stillen Zerfalls und Übergangs ins Nichts steht 
leider allzu häufig eine andere Wirklichkeit gegenüber. Ungenügende 
Bodeneigenschaften führen dazu, dass Friedhofsmitarbeiter beim Anlegen eines 
neuen Grabes nicht vor einem belegungsbereiten Erdreich stehen, sondern auf 
Sargholz, Starkknochen und weitere Reste nicht verwester Leichname bis hin zu 
komplett erhaltenen Särgen und Fettwachsleichen stoßen. Diese tiefer erneut 
beizusetzen oder in andere Friedhofsteilflächen mit ebenso ungenügenden 
Verhältnissen zu legen sind Notmaßnahmen, die das Problem nicht lösen. Die 
Friedhofsmitarbeiter werden hygienischen und psychischen Belastungen 
ausgesetzt. Eine würdevolle Bestattung ist nicht mehr gegeben. 

WAS BEDEUTET DIES FÜR DIE FRIEDHOFSKONZEPTION? 

Eine Friedhofskonzeption darf sich in ihrer Betrachtung daher nicht auf die 
Oberfläche beschränken, sondern muss die Verhältnisse in den Tiefen des 
Friedhofs berücksichtigen. Die Korrektur oder Neuausrichtung der 
Friedhofsentwicklung ist der richtige Zeitpunkt, die unterirdischen Probleme ernst 
zu nehmen und einen Umgang damit zu finden. Um dies leisten zu können, muss 
die Beschaffenheit der unterirdischen Zersetzungszone in den Friedhofsteilflächen 
bekannt sein. Diese Information wird durch ein Bodengutachten gewonnen. 

WAS PASSIERT BEI EINEM BODENGUTACHTEN? 

Im Gespräch mit der Friedhofsverwaltung werden die Problemflächen des 
Friedhofs identifiziert und das Untersuchungsprogramm zusammengestellt. An 
den Problemstandorten wird mittels Schürfen und ggf. Bohrungen das Erdreich 
geöffnet, um Messstellen einrichten zu können. Diese messen über eine individuell 
festzulegende Zeit die Wasserbelastung des Bodens, die in der Regel 
verantwortlich ist für die Verwesungsstörungen. Wird ein abgelaufenes Grab 
geöffnet, werden die dort vorgefundenen Reste interpretiert. Auch der Boden 
selbst kann mangelhaft sein, z.B. zu feinkörnig, sodass die Durchlüftung nicht 
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ausreicht. Die Analyse von Bodenproben bringt hier Klarheit. Die Topografie wird 
berücksichtigt, Kartenmaterial hinzugezogen. Ein Abschlussbericht fasst die 
Untersuchungsergebnisse zusammen und formuliert Vorschläge für den Umgang 
mit der Situation, sei es im Rahmen der Friedhofsplanung oder im Hinblick auf die 
örtliche Bestattungspraxis. 

DRINGLICHKEIT / WELCHE AUSWIRKUNGEN HAT DAS AKTUELL FEHLENDE 
BODENGUTACHTEN FÜR DEN START DER FRIEDHOFSKONZEPTION? 

Ein Bodengutachten ist ein eigenes Vorprojekt zur Konzeption und benötigt zur 
Durchführung ein gewisses Zeitfenster. Dies liegt i.d.R. bei ca. 2-3 Monaten, kann 
gemäß örtlicher Situation aber auch länger dauern. Bodengutachten werden 
vorwiegend über das Winterhalbjahr durchgeführt, weil hier die 
Witterungsbedingungen wie Niederschlagsmenge und niedrige Bodentemperatur 
die intensivsten Auswirkungen haben, das Ausmaß der Störwirkungen also am 
deutlichsten ist.  

VORTEILE 

Aufgrund der genauen Beschreibung von Boden und Untergrund 
(Bodengutachten) können die Verwesungseignung sowie eventuell damit 
verbundene Probleme/Gefahren beurteilt werden. Je nach Aufschlussdichte 
können die Aussagen Abteilungs- bzw. Grabfeldgenau getroffen werden. 
Ruhezeiten werden empfohlen und die Möglichkeit der Anlage von einfach tiefen 
Gräbern bzw. Stockwerksgräber wird eingeschätzt. Bei Bedarf werden 
Bodenverbesserungsmaßnahmen vorgeschlagen. 

DIE KONSEQUENZEN 

Sollten Sie trotz der oben erläuterten Zusammenhänge gänzlich auf das 
Bodengutachten verzichten wollen, sehen wir uns leider gezwungen, der Stadt ein 
Schreiben zur Unterschrift vorzulegen, mit der sie bestätigt, über die 
Zusammenhänge aufgeklärt worden zu sein, eigenverantwortlich das Risiko einer 
ggf. fachlich nicht einwandfreien Flächenplanung zu tragen und die beauftragte 
Arbeitsgemeinschaft diesbezüglich von jeglicher Haftung freizustellen. 
 
 
Mit Freundlichen Grüßen 
Patrick Seitz 
Projektleiter Friedhofsentwicklung 

WEIHER GmbH  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss empfiehlt, der Haupt- Finanz- und Petitionsausschuss beschließt: 

A: Ein Bodengutachten für die Überplanung des Friedhofs zu beauftragen. 
Die Verwaltung mit der Angebotseinholung und der Beauftragung des 
wirtschaftlichsten Bieters zu beauftragen. Kosten ca. 15.000 € 

Oder alternativ: 
B: Die Erstellung eines Bodengutachtens abzulehnen und dem Planungsbüro schriftlich 

zu bestätigen, dass ein Bodengutachten als nicht notwendig erachtet wird und die 
Planungen ohne ein Bodengutachten durchgeführt werden sollen. Hierzu wird die 
Stadtbürgermeisterin beauftragt ein entsprechendes Schreiben zu unterzeichnen. 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 55300-022190-119-32 

 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 40.000 € zur Verfügung. 
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Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage gemäß Beschlussvorschlag und 
Sachdarstellung der Verwaltung. 
 
Beschluss: 
 
Nach kurzer Beratung kommt die Variante B gemäß Beschlussvorschlag zur Abstimmung. 
 
Abstimmungsergebnis: 10 Ja-Stimmen 
 

 

 

 
5. Errichtung einer neuen Boulebahn am Altenzentrum 

 

 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Errichtung einer neuen Boulebahn am Altenzentrum. Die Kosten 
betragen ca. 8.000€. Es liegt bereits ein Angebot vor. Da das Grundstück der Stiftung 
Zivilhospital gehört, soll vor dem Bau ein Gestattungsvertrag geschlossen werden, der die 
Rechte und Pflichten beider Seiten regelt. Ein entsprechender Entwurf liegt bereits vor. 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss erteilt seine Zustimmung die Firma Bernstorf zu beauftragen. 
 
Abstimmungsergebnis: 10 Ja-Stimmen 
 
 
 
 
6. Kita "Herrnweiher" 

hier: Umrüstung der Beleuchtung auf LED 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0074) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
 
Die Stadt Oppenheim beabsichtigt die Umrüstung der vorhanden alten Beleuchtung auf  
LED-Technik in der Kita „Herrnweiher“. 
Diese Zustand ist aus Sicht der Verwaltung, auch in Bezug auf arbeitsschutzrechtliche 
Aspekte, 
nicht länger haltbar.  
Durch die Verwaltung und die Stadtbürgermeisterin wurden hierzu mehrere Fachfirmen aus 
der Region zur Abgabe eines entsprechenden Angebotes aufgefordert. 
Nach fachlicher und Rechnerischer Auswertung der eingegangenen Angebote ergibt sich 
nachfolgender Preisspiegel: 
 
1. Fa. Elektro-Schenk, Oppenheim:            16.452,06€ inkl. MwSt. 
 
2. Zweitplatzierter Bieter:                            17.125,29€ inkl. MwSt. 
 
3. Drittplatzierter Bieter:                              17.132,22€ inkl. MwSt. 
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4. Viertplatzierter Bieter:                              ungültig, nicht prüfbar!  
 
Nach Rücksprache der Verwaltung mit der Stadt Oppenheim besteht jedoch auch die 
Möglichkeit einer Förderung durch den Bund für die Umrüstung auf LED-Technik. 
 
Aus Sicht der Verwaltung sollten daher mehrere Objekte der Stadt in den Förderantrag 
einbezogen werden, da eine entsprechende Fördersumme erreicht werden muss (20.000,-€).  
Bei der Fördermaßnahme handelt es sich um eine Förderung des Bundes der Nationalen 
Klimaschutzinitiative (ZUG). 
Der Zuschuss auf die förderfähigen Kosten beträgt 25%. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Variante I 
 
     Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung empfiehlt dem Stadtrat die Beauftragung  
     Der Fa. Elektro-Schenk aus Oppenheim für die Umrüstung der Beleuchtung auf LED in der  
     Kita „Herrnweiher“. (Variante I) 
     Die Auftragssumme beträgt 16.452,06€ inkl. MwSt. 
 
Variante II 
 
    Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung empfiehlt dem Stadtrat die Beauftragung   
    der Verwaltung für das Stellen eines Förderantrages für die Umrüstung der vorhandenen  
    Beleuchtung auf LED. (Variante II) 
    Es sollen mehrere Objekte, gemäß Sachdarstellung, zusammengefasst werden. 
 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 049/36501-523130 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 17.000,- € zur Verfügung. 

 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage gemäß Beschlussvorschlag und 
Sachdarstellung der Verwaltung. 
 
Beschluss: 
 
Nach kurzer Beratung kommt die Variante II gemäß Beschlussvorschlag zur Abstimmung. 
Abstimmungsergebnis: 9 Ja-Stimmen, 1 Enthaltung 
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7. Bauanträge/Bauvoranfragen; Erteilung des Einvernehmens nach §§ 14 Abs. 2, 31 
Abs. 2 und 36 Baugesetzbuch 
 

 
 
7.1. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Mainzer-Str.; Flur 1, Flurstück 126 
Nutzungsänderung eines Wohn- und Geschäftshauses in ein 
Zweifamilienwohnhaus mit Rückbau des Schaufensters und Ladeneingang 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0067) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Nutzungsänderung eines Wohn- und Geschäftshauses 
in ein Zweifamilienwohnhaus mit Rückbau des Schaufensters und Ladeneingang. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Stadt. Demnach müssen sich Bauvorhaben gemäß 
§ 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung. 
 
Das Vorhaben fügt sich entsprechend der Nutzung, hier das Wohnen, in die Eigenart der 
näheren Umgebung ein.  
Für die Bewertung und Beurteilung des Vorhabens im Zusammenhang mit den  
bauordnungsrechtlichen Vorschriften der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung der Stadt 
Oppenheim, wird eine Stellungnahme des beauftragten Stadtsanierungsbüros GSW 
beigefügt. 
 
Die Erweiterung des Wohnhauses ist aus städtebaulicher Sicht eine nachhaltige und sinnvolle 
Maßnahme der Innenentwicklung, da potentiell vorhandene und geeignete 
Grundstücksflächen in ihrer Nutzung zeitgemäß genutzt werden möchten und dem Grundsatz 
der Innen- vor Außenentwicklung entsprochen wird. 
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung.  
 
Das Vorhaben entspricht  weitestgehend den gestalterischen Festsetzungen der 
Gestaltungssatzung. Die historische Bausubstanz wird bewahrt und die Gestalt des 
historischen Ortsbildes wird durch das Vorhaben sichergestellt.  
 
Darüber hinaus ist das Gebäude im Verzeichnis der Baudenkmäler des Landkreises Mainz-
Bingen geführt. Die Gestaltungsmerkmale des denkmalgeschützten Gebäudes bleiben 
erhalten. 
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Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.   
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. Dem Beschluss zur Herstellung des Einvernehmens ist 
eine städtebauliche Stellungnahme (GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 BauGB beigefügt. Die 
darin aufgeführten gestalterischen Anforderungen sind als verbindliche Auflage in die 
baurechtliche Genehmigung aufzunehmen. 
 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage. Der Ausschuss für Bauen und 
Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. 
Dem Beschluss zur Herstellung des Einvernehmens ist eine städtebauliche Stellungnahme 
(GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 BauGB beigefügt. Die darin aufgeführten gestalterischen 
Anforderungen sind als verbindliche Auflage in die baurechtliche Genehmigung aufzunehmen.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorlage. 
 
Der Ausschuss erteilt seine Zustimmung. 
 
Abstimmungsergebnis: 10 Ja-Stimmen angenommen. 
 
 
 
 
7.2. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Friedrich-Ebert-Straße; Flur 1, Flurstück 816/4 
Umbau eines Beherbergungsbetriebes 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0069) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 28.06.2024.  
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• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Umbau eines Beherbergungsbetriebes. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein. 
 
Das Vorhaben ändert die Raumaufteilung im Inneren des Gebäudes, ohne Eingriff in die 
Tragstruktur oder Fassade. Durch das Vorhaben entstehen keine äußeren gestalterischen 
Eingriffe, bis auf zwei Dachflächenfenster. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nicht nachgewiesen.  
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze muss noch plangerecht nachgewiesen werden, hierfür 
wird die Kreisverwaltung durch die Gemeinde aufgefordert, aussagekräftige Unterlagen 
anzufordern. Der unzureichende Stellplatznachweis ist bauordnungsrechtlich durch die 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen zu beurteilen und stellt für die beteiligte Gemeinde keinen 
Versagensgrund dar. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. 
 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage. Der Ausschuss für Bauen und 
Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorlage. 
 
Der Ausschuss erteilt seine Zustimmung. 
 
Abstimmungsergebnis: 5 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme, 4 Enthaltungen 
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7.3. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Friedrich-Ebert-Str.; Flur 1, Flurstück 776 
Umnutzung eines bestehenden Anbaus von einem Restaurant zu einem 
Einzelhandelsgeschäft 
(Vorlagen-Nummer: 049/2024/0073) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 05.07.2024.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Umnutzung eines bestehenden Anbaus von einem 
Restaurant zu einem Einzelhandelsgeschäft 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung. 
 
Das Vorhaben fügt sich entsprechend der Nutzung, hier Einzelhandel, in die Eigenart der 
näheren Umgebung ein.  
Für die Bewertung und Beurteilung des Vorhabens im Zusammenhang mit den  
bauordnungsrechtlichen Vorschriften der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung der Stadt 
Oppenheim, wird eine Stellungnahme des beauftragten Stadtsanierungsbüros GSW 
angehängt.    
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken/.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Bei baulichen Anlagen, bei denen ein Zugangs- und Abgangsverkehr zu erwarten ist, sind 
Stellplätze in ausreichender Zahl und Größe sowie in geeigneter Beschaffenheit herzustellen. 
Die in den Bau-unterlagen dargestellte Stellplätze erfüllen nicht die fachlichen und 
zweckmäßigen Voraussetzungen zur Abwicklung des Besucher-/Kundenverkehrs. Die 
Geeignetheit ist im Genehmigungsverfahren durch die Baugenehmigungsbehörde zu prüfen. 
Des Weiteren bestünde die Möglichkeit zur Erfüllung der Stellplatzverpflichtung durch 
Abschluss eines Stellplatzablösevertrages.       
 
Anlage: 
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Stellungnahme des Stadtsanierungsbüros GSW  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. Dem Beschluss zur Herstellung des Einvernehmens ist 
eine städtebauliche Stellungnahme (GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 BauGB beigefügt. Die 
darin aufgeführten gestalterischen Anforderungen sind als verbindliche Auflage in die 
baurechtliche Genehmigung aufzunehmen. 
 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage. Der Ausschuss für Bauen und 
Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. 
Dem Beschluss zur Herstellung des Einvernehmens ist eine städtebauliche Stellungnahme 
(GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 BauGB beigefügt. Die darin aufgeführten gestalterischen 
Anforderungen sind als verbindliche Auflage in die baurechtliche Genehmigung aufzunehmen. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorlage. 
 
Der Ausschuss erteilt seine Zustimmung gemäß der Sachdarstellung der VG. 
 
Abstimmungsergebnis: 8 Ja-Stimmen, 2 Enthaltungen 
 
 
 
 
8. Förderprogramm Kita Bau des Landes 

 

 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg informiert den Ausschuss über das Förderprogramm Kita Bau des Landes. 
Um die Kommunen als Kita-Träger beim Platzausbau zusätzlich zu unterstützen, hat das Land 
im Rahmen eines Sonderprogramms für den Kita-Bau - neben den regulären Haushaltsmitteln 
für den Platzausbau – 5 Millionen Euro für das Jahr 2023 sowie 35 Millionen Euro zusätzlich 
im Jahr 2024 zur Verfügung gestellt. In der regulären Landesförderung zum Platzausbau 
werden Baumaßnahmen gefördert, mit denen ganz neue Kitaplätze geschaffen werden. Im 
Sonderprogramm 2024 werden Baumaßnahmen gefördert, mit denen vorhandene Plätze 
gesichert werden oder auch Plätze wiederaufgenommen werden, die zwischenzeitlich einmal 
abgebaut worden waren. Ausnahmsweise sind hier auch Sanierungsmaßnahmen förderfähig. 
Für die Kita Gänsaugraben und Herrnweiher könnte über diese Förderung die 
Küchensanierung erfolgen. 
 
Daher bittet Frau Rautenberg den Ausschuss, um Zustimmung für den Antrag auf Förderung 
auf den Weg zu bringen und um die voraussichtlichen Kosten zu ermitteln, für die Kita 
Gänsaugraben ein Küchenplanungsbüro zu beauftragen. 
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss erteilt seine Zustimmung. 
 
Abstimmungsergebnis: 10 Ja-Stimmen 
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9. Mitteilungen 
 

 
Stadtmauer: Frau Rautenberg informiert über den schlechten Zustand der Stadtmauer im 
Steinweg. Diese bröckelt. Es sind daher provisorische Sicherungsmaßnahmen erforderlich. 
Die Standsicherheit der Mauer muss geprüft werden. 
 

 
 
 
10. Anfragen 

 

 
Keine. 
 

 
 
 
Nach dem nichtöffentlichen Teil 
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 

 

 
Frau Rautenberg stellt die Öffentlichkeit wieder her und teilt mit das im nichtöffentlichen Teil 
einer Grundstücksangelegenheit zugestimmt wurde. 
 
 
 
 
 
Die Vorsitzende Schriftführung 
  
  
  
Silke Rautenberg 
Stadtbürgermeisterin 

Sandra Betz 

 
 
 


